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Zusammenfassung: Die Schweiz gilt als wirtschaftlich und
gesellschaftlich erfolgreich. Was steckt dahinter und was
können andere Länder davon lernen? Eine verbreitete und
mit moderner Ökonomie gut vereinbare Erklärung sind
ihre besonderen politischen Institutionen mit direkter De-
mokratie und kleinräumigem Föderalismus. Tatsächlich
aber hat die Schweiz eine dritte Institution, deren Rolle
bisher verkannt wird: ihr Wahlsystem. Es beruht auf einer
einmaligen Mischung von Verhältniswahlen und Mehr-
heitswahlen, wobei die meisten Parlamentssitze in Ver-
hältniswahlen, aber die für viele Politiker attraktiveren
Mandate in den Regierungen sowie im Ständerat in Mehr-
heitswahlen besetzt werden. Dabei finden die Mehrheits-
wahlen meist in Mehrpersonenwahlkreisen und nicht wie
international üblich in Einpersonenwahlkreisen statt.
Diese Mischung gibt den Parteien Anreize, für die Mehr-
heitswahlen weniger Kandidaten aufzustellen, als Sitze zu
besetzen sind, und es veranlasst die ambitionierten Politi-
ker, sich in der Mitte des politischen Spektrums zu positio-
nieren. Als Folge werden zumeist Kandidaten aller großen
Parteien gewählt und die Regierungen und Parlaments-
delegationen sind parteilich stark durchmischt, was eine
entscheidende Ursache der für die Schweiz typischen
„Konkordanz“ und hohen politischen Stabilität ist.
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1 Erfolgsquelle Institutionen

Der Erfolg von Ländern – gemessen beispielsweise an
Wohlstand, Gleichheit, Bildung, Gesundheit, Infrastruk-
tur, Sicherheit, Umweltqualität, Finanzstabilität – ist weit-
gehend ein Resultat guter Politik. Diese wiederum ist eine
Folge guter Institutionen, die den Bürgern und Politikern
als politischen Handlungsträgern gute Anreize setzen
(North 1991 sowie Acemoglu und Robinson 2012). Als eines
der besonders erfolgreichen Länder gilt gemeinhin die
Schweiz (vgl. World Economic Forum 2019 und IMDWorld
Competitiveness Center 2020). Es stellt sich die Frage, wel-
che Institutionen ihren Erfolg treiben und was andere Län-
der davon lernen können. Allgemein bekannt ist die
Schweiz für ausgeprägten, kleinräumigen Föderalismus
und direkte Demokratie. In diesem Beitrag vertreten und
erörtern wir eine unseres Wissens neue These. Bisher wur-
de eine für den Erfolg der Schweiz entscheidende Instituti-
on vernachlässigt: ihrWahlsystem. Es bietet eine einmalige
Mischung von Verhältniswahlen (schweizerisch: Proporz-
wahlen) und einer speziellen Form von Mehrheitswahlen
(schweizerisch: Majorzwahlen) inMehr- statt Einpersonen-
wahlkreisen, die den politischen Handlungsträgern Anrei-
ze gibt, eine Politik zu betreiben, die gute Ergebnisse und
Erfolg bringt.1

Dieser Beitrag zielt nicht darauf, die Wirkungsmecha-
nismen und Folgen des besonderen Wahlsystems der
Schweiz umfassend zu ergründen. Vielmehr wollen wir auf
die Rolle und die Stärken dieses speziellen Wahlsystems
aufmerksam machen und einen Impuls für seine weitere
Erforschung geben. Dafür gehen wir folgend vor: Zuerst
skizzieren wir kurz das Bild der Schweizer Institutionen,
wie sie normalerweise gesehen werden (Abschnitt 2). So-
dann stellen wir das schweizerische Wahlsystem und ins-
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1 Wahlkreise, in denen ein bzw. mehrere Sitze zu vergeben sind,
werden gemeinhin als Einpersonenwahlkreise, Einerwahlkreise und
Einmandatswahlkreise bzw. Mehrpersonenwahlkreise und Mehrman-
datswahlkreise bezeichnet. Die deutschen Bezeichnungen entspre-
chen den englischen Bezeichnungen „Single-member district“ und
„Single-seat district“, sowie „Multi-member district“ und „Multi-seat
district (oder statt „district“ jeweils „constituency“).
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besondere die Mehrheitswahl in Mehrpersonenwahlkrei-
sen genauer dar (Abschnitt 3). Wir erörtern, weshalb reine
Verhältnis- und Mehrheitswahlsysteme eher unbefriedi-
gende Resultate erzielen (Abschnitt 4), wie die besondere
Schweizer Kombination von Verhältnis- und Mehrheits-
wahlen die Probleme überwindet und wie sie sich von
konventionellen Mischsystemen unterscheidet (Abschnitt
5), wie die Mechanik der Mehrheitswahlen in Mehrper-
sonenwahlkreisen funktioniert (Abschnitt 6) und wie stark
dieses Wahlsystem die Schweiz prägt (Abschnitt 7). Zum
Schluss werden die historischen Wurzeln des besonderen
Wahlsystems betrachtet (Abschnitt 8) und Folgerungen
gezogen (Abschnitt 9).

2 Die üblichen Verdächtigen

Als typisch für die Schweiz gelten ihre ausgeprägte direkte
Demokratie und die mit ihrem kleinräumigen Föderalis-
mus einhergehende starke Dezentralisierung (Knoepfel et
al. 2017). Die Bürger haben auf allen drei Staatsebenen –
Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene –weitgehende di-
rekt-demokratische Rechte. Vom Parlament verabschie-
dete Verfassungsänderungen müssen zwingend auch
vom Volk angenommen werden (obligatorisches Referen-
dum). Zudem können Gruppen von 0,5 bis 1 Prozent der
Wahlberechtigten für vom Parlament angenommene Ge-
setzesänderungen und für eigene Verfassungsänderungs-
vorschläge Volksabstimmungen verlangen (fakultatives
Referendum und Initiative).2

Zugleich haben die 26 Kantone eine im Vergleich zu
deutschen oder österreichischen Ländern große Auto-
nomie hinsichtlich der Erbringung und Finanzierung von
Leistungen. So erheben die Kantone und Gemeinden zu-
sammen rund 84 Prozent der Einkommensteuern der na-
türlichen Personen und 53 Prozent der Einkommensteuern
von juristischen Personen und sind allein für die Ver-
mögensbesteuerung zuständig (Eidgenössische Finanz-
verwaltung 2019). Jeder Kanton hat seinen eigenen Steuer-
tarif für die Einkommen- und Vermögensteuern, und jede
Gemeinde einen eigenen Hebesatz auf die kantonalen
Tarife. Als Folge ist die Steuerbelastung regional höchst
unterschiedlich. Die gesamte Belastung (Kantons-, Ge-

meinde- und Bundessteuern) unterscheidet sich zwischen
Kantonen und Gemeinden oft ummehr als 100 Prozent.

Auch in der politisch-ökonomischen Literatur haben
die beiden Institutionen direkte Demokratie (vgl. Frey
1994, Kirchgässner, Feld und Savioz 1999, Hessami 2016
sowie Matsusaka 2018) und Föderalismus (vgl. Eichenber-
ger 1994, Oates 1999 sowie Christl, Köppl-Turyna und
Kucsera 2020) als Mechanismen zur Stärkung des politi-
schen Wettbewerbs und zur Schaffung von Anreizen zu
guter Politik große Aufmerksamkeit gefunden. Obwohl
natürlich kein absoluter Konsens existiert, sind die wissen-
schaftlichen Ergebnisse insgesamt erstaunlich eindeutig:
Richtig konstruiert, sind direkte Demokratie und Födera-
lismus sehr fruchtbare Institutionen, und die schweizeri-
schen Varianten sind relativ gut konstruiert.3 So über-
rascht nicht, dass heute im öffentlichen und medialen
Diskurs die Erfolge der Schweiz regelmäßig auf direkte
Demokratie und Föderalismus zurückgeführt werden.

3 Die dritte Kraft: DasWahlsystem

Als drittes konstitutives Element der Schweizer Politik
wird oft die sogenannte „Konkordanz“ angeführt: Auf Ebe-
ne des Bundes, der Kantone und der Gemeinden vereinen
die einzelnen Regierungen viele der wichtigen politischen
Kräfte und sind damit parteilich stark durchmischt. Die
Konkordanz ist aber anders als direkte Demokratie und
Föderalismus nicht explizit in der Verfassung verankert. In
der Literatur wird ihre Entstehung auf verschiedene Ursa-
chen zurückgeführt (vgl. Klöti, Papadopoulos und Sager
2017). Zumeist wird sie als Folge der direkten Demokratie
verstanden. Politiker und Parteien wollten sich gegen Re-
ferenden absichern und überließen deshalb möglichst
allen wichtigen Kräften einen Platz in den Regierungen der
verschiedenen Ebenen. Als weitere Ursache wird die große
Bedeutung des Föderalismus und des Verhältniswahl-
rechts im Nationalrat sowie in den kantonalen und kom-
munalen Parlamenten gesehen. Sie brächten große Par-
teienvielfalt, in der keine Partei eine Mehrheit erlangen
könne. Sodann wird oft argumentiert, infolge der Konkor-
danz sei der repräsentativ-demokratische Wettbewerb in
der Schweiz schwächer als in Ländern mit klaren Mehr-
heitsverhältnissen undwechselnder Regierungsmacht.

2 Für Gesetzesänderungen gilt das „einfache Mehr“: Die Mehrheit
der Abstimmenden muss zustimmen. Für Verfassungsänderungen
gilt das „doppelte Mehr“: Die Mehrheit der Abstimmenden insgesamt
sowie wenigstens die Hälfte der Kantone muss zustimmen. Weitere
Ausführungen zu den institutionellen Details gibt die Schweizerische
Bundeskanzlei (2020).

3 Siehe dazu die unzähligen Publikationen der Ökonomen Charles
Beat Blankart, Lars Feld, Bruno Frey, René Frey, Gebhard Kirchgäss-
ner, Christoph Schaltegger, Alois Stutzer, Mark Schelker und unsere
eigenen Beiträge, aber auch die Arbeiten von Politikwissenschaftlern
wieWolf Linder und Adrian Vatter.
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Diese traditionellen Argumente zu Ursache und Wir-
kung der Konkordanz sind wichtig, aber sie greifen zu
kurz. Wir vertreten Folgendes: Die Konkordanz und viele
weitere wichtige Charakteristiken der Schweizer Politik
sind Folgen einer dritten – neben direkter Demokratie und
Föderalismus – für die Schweiz typischen Institution,
die bisher in der wissenschaftlichen und öffentlichen Dis-
kussion weitgehend verkannt wird: ihr in aller Welt wohl
einmaliges Wahlsystem (vgl. Eichenberger 2015 sowie Ei-
chenberger et al. 2018, 2019). Es kombiniert ein starkes
Verhältniswahlrecht mit einem starken Mehrheitswahl-
recht, wobei die für die meisten Politiker besonders attrak-
tiven Ämter auf allen politischen Ebenen in Mehrheits-
wahlen besetzt werden. Von den international üblichen
Wahlsystemen – seien es reine Mehrheitswahlen, reine
Verhältniswahlen oder Mischsysteme aus Mehrheits- und
Verhältniswahlen – unterscheidet es sich durch dreierlei:
1. Auf nationaler Ebene sind die zwei Parlamentskam-

mern völlig gleichberechtigt, werden aber durch un-
terschiedliche Wahlverfahren bestellt. Im Nationalrat,
der größeren Kammer, sind die 200 Sitze proportional
zur Bevölkerungsgröße auf die Kantone verteilt und
werden grundsätzlich in Verhältniswahlen besetzt.4

Im Ständerat, der mit 46 Sitzen viel kleineren und
damit für Politiker attraktiveren Kammer, werden die
Sitze weitgehend inMehrheitswahlen vergeben.5

2. Auf allen Ebenen werden die Regierungsmitglieder in
persönlichen Wahlen zumeist im Verfahren der Mehr-
heitswahl bestimmt, auf kommunaler und kantonaler
Ebene direkt vom Volk und auf eidgenössischer Ebene
vom gesamten Parlament.6

3. Die Mehrheitswahlen zum Ständerat sowie zu den
Regierungen auf kantonaler und kommunaler Ebene
finden zumeist in Mehrpersonenwahlkreisen statt; in
den einzelnen Wahlkreisen werden also jeweils meh-

rere Politiker gleichzeitig im Mehrheitsverfahren ge-
wählt. Im ersten Wahlgang gilt die absolute, im zwei-
tenWahlgang die relative Mehrheit. Die Wähler haben
so viele Stimmen, wie Sitze zu besetzen sind. Sie sind
nicht an Parteilisten gebunden und können die Stim-
men frei auf die Kandidierenden auch unterschiedli-
cher Parteien verteilen, sie aber nicht auf einzelne
Kandidierende kumulieren.7, 8

Wie im Nationalrat bilden auch bei den Ständeratswahlen
die Kantone die Wahlkreise. Zwanzig Kantone haben je
zwei Sitze, und sechs Kantone haben je einen Sitz, da sie
historisch aus Kantonsteilungen hervorgegangen sind. In
den Kantonen mit zwei Sitzen haben die Wähler je zwei
Stimmen, die sie beliebig auf die Kandidaten verteilen
(aber nicht kumulieren) können.

Bei Regierungswahlen in den Kantonen und Gemein-
den sind im Regelfall fünf, sieben oder neun Sitze zu be-
setzen. Entsprechend haben die Wähler fünf, sieben oder
neun Stimmen zu vergeben. Die einzelnen Mitglieder wer-
den ohne spezifische Amtszuteilung gewählt, die Regie-
rung konstituiert sich dann selbst und verteilt die Ämter
auf die Mitglieder. Die Regierung entscheidet durch Mehr-
heitsentscheid, und alle Regierungsmitglieder sind gleich-
berechtigt. Die Regierungsvorsitzenden werden zuweilen
separat vom Volk gewählt, doch in vielen Gemeinden und
den meisten Kantonen werden sie nach dem Rotations-
prinzip innerhalb der Regierung jährlich neu bestimmt.

Die Mehrheitswahlen mit mehreren Sitzen sind inter-
national gesehen eine Ausnahme. In aller Regel finden
Mehrheitswahlen in Einpersonenwahlkreisen statt; es wird
also proWahlkreis nur ein Politiker gewählt, und die Wäh-
ler können nur eine Stimme abgeben. Das gilt sogar für
den Senat der Vereinigten Staaten. Zwar hat dort jeder
Bundesstaat zwei Senatoren, doch diese werden zeitlich

4 In kleinen Kantonenmit nur einemNationalratssitz gilt implizit das
Verfahren der Mehrheitswahl.
5 Für Ständeratswahlen gilt nur in den Kantonen Jura und Neuen-
burg (seit 2011) das Verhältniswahlrecht.
6 Die Kantonsregierungen werden in allen Kantonen außer im Tessin
im Mehrheitssystem gewählt. Die Gemeinderegierungen werden zu
rund drei Vierteln im Mehrheitssystemen bestellt (Ladner 2011). Die
Bundesregierung, bestehend aus sieben „Bundesräten“ (Ministern),
werden von der Vereinigten Bundesversammlung (allen National-
und Ständeräten gemeinsam) gewählt. Die sieben Sitze werden ein-
zeln vergeben, gereiht nach dem abnehmenden Amtsalter ihrer Inha-
ber. In einem Viel-Runden-Mehrheitsverfahren wird jeweils der Kan-
didat mit den wenigsten Stimmen eliminiert, bis ein Kandidat eine
absolute Mehrheit erreicht. Die Kandidatur ist völlig offen. Es gibt
keine offizielle Kandidatenliste, und jeder Parlamentarier kann für
beliebige Personen stimmen. So sind zumindest Neuwahlen immer
Kampfwahlen.

7 Somit ist das Mischen („Panaschieren“) systemimmanent und im-
mer erlaubt. Das Kumulieren hingegen ist nur in den Wahlen zum
Nationalrat (bis zu zwei Stimmen) und zu den kantonalen und kom-
munalen Parlamenten (zumeist zwei, zuweilen auch drei Stimmen)
erlaubt.
8 Man kann dieses Verfahren auch als eine spezielle Form der Zu-
stimmungswahl („Approval voting“) mit mehreren Sitzen verstehen
(Van der Straeten, Lasier und Lachat 2018). Denn wie bei Zustim-
mungswahlen haben die Wähler mehrere Stimmen. Für Zustim-
mungswahlen charakteristisch ist aber, dass die Wähler ihre Präfe-
renzen auch für Kandidaten äußern können, die sie nicht unbedingt
gewählt sehen möchten. Dafür brauchen die Wähler aber mehr Stim-
men, als es Sitze zu vergeben gibt. Das trifft hier nicht zu. Die Wähler
erhalten so viele Stimmen, wie es Sitze gibt. Für einen Überblick über
die Literatur der Zustimmungswahl siehe Brams und Fishburn 2007
oder Laslier und Sanver 2010.
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gestaffelt gewählt und dadurch ebenfalls in Einpersonen-
wahlkreisen.

Somit kommen wir zur entscheidenden Frage: Wie
begünstigen diese drei institutionellen Elemente aus Sicht
der Bürger gute Politik und gute Politikergebnisse?

4 Gute Politik: Von reinen zu
gemischtenWahlsystemen

Die Qualität von Politik ist wissenschaftlich schwer fass-
bar, da keine wohldefinierte gesellschaftliche Wohlfahrts-
funktion existiert (Arrow 1951). Auch gibt es keinen all-
gemeinen Konsens darüber, was unter guter Politik zu
verstehen ist (vgl. Weiss 2000). Einen Überblick über die
meistgenannten Faktoren für gute Politik geben die United
Nations (2009). Sie können wie folgt zusammengefasst
werden: Die Amtsinhaber sollen dank klarer Zurechenbar-
keit verantwortlich für ihre Entscheidungen sein, und es
soll Transparenz herrschen. Die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen müssen klar gegeben sein und von unabhängiger
Seite durchgesetzt werden, so dass auch Korruption er-
schwert wird. Die Politik sollte die Wünsche der Gesell-
schaft untermöglichst effizienter und effektiver Einsetzung
der Ressourcen erfüllen. Weiter soll die Regierungsfähig-
keit hoch sein und Stillstand und Blockaden sollen mög-
lichst vermieden werden. Überdies ist die Partizipation der
Bevölkerung an politischen Entscheidungsprozessen zen-
tral. Der Entscheidungsprozess soll repräsentativ sein und
alle Meinungen angemessen berücksichtigen. Zudem soll
die Politik möglichst gesamtheitlich orientiert sein und auf
dasWohl der Bürger aus allen Regionen,Minderheiten und
dem gesamten politischen Spektrum zielen. Die Politik soll
kompromissorientiert sein, also nicht auf Extrempositio-
nen, sondern eher auf die Mitte des politischen Spektrums
und auf kluge Kompromisse zielen. Einfach gesagt: Das
Gesamtinteresse soll zählen; regionale und sektorspezi-
fische Interessen sollen berücksichtigt werden, ohne zu
dominieren; und die Politik soll effiziente Problemlösung
undnicht nurUmverteilung anstreben.

Diese Ziele werden in Mehrheits- und Verhältniswahl-
systemen unterschiedlich gut erfüllt. Die politikwissen-
schaftliche Literatur hat sich stark mit Vor- und Nachteilen
von unterschiedlichenWahlsystemen befasst. Generell be-
steht in der Entscheidung für das Wahlsystem von Legisla-
tive und Exekutive ein Zielkonflikt zwischen Regierungs-
fähigkeit und Repräsentanz, wobei Regierungsfähigkeit
eher unter Mehrheits- und Repräsentanz unter Verhältnis-
wahlrecht erfüllt wird (vgl. Norris 1997). Reine Verhältnis-
wahlsysteme mit Wahlkreisen mit vielen Sitzen bringen

Parteien- und Meinungsvielfalt ins Parlament und somit
eine hohe Repräsentativität. Jedoch wird die Regierung
zumeist durch Koalitionen von Parteien gebildet, was zu
zwei Problemen führen kann. Da die Koalitionen oft insta-
bil sind, leidet die Regierungsfähigkeit, und bei Regie-
rungswechseln geht oft die Konsistenz über die Zeit ver-
loren. Zudem ist es schwierig, die Politikergebnisse den
einzelnen Koalitionsmitgliedern zuzurechnen. Dies min-
dert die Verantwortlichkeit und damit die Leistungsanreize
der Politiker, insbesondere zur Erstellung klassischer öf-
fentlicher Güter,welche einer breitenWählerschaft zugute-
kommen. Entsprechend setzen sie ihre knappe Zeit und
Ressourcen vermehrt für die Vertretung gut organisierter
Partikularinteressen ein. Diesen gegenüber gelingt es bes-
ser, die eigenen Leistungen glaubwürdig darzustellen, da
sie besser über die Aktivitäten von Politikern und Parteien
informiert sind.Wenn Politiker in unterschiedlichenWahl-
kreisen gewählt werden, erhält die Vertretung von Partiku-
larinteressen eine räumliche Dimension, das heißt, die
Politiker fokussieren auf spezielle Interessen in ihrem
Wahlkreis. Politik zielt dann mehr auf Umverteilung zwi-
schen den Wahlkreisen als auf die Entwicklung neuer, für
alle vorteilhafter Problemlösungen.

In reinen Mehrheitswahlsystemen mit Einpersonen-
wahlkreisen – egal ob für das Parlament oder einen Regie-
rungsvorsitz wie Präsidentschaft, Gouverneur oder Bürger-
meister – versuchen sich die Parteien und Kandidaten
tendenziell in der Mitte des politischen Spektrums zu posi-
tionieren (Downs 1957). Die Abweichung von der Mit-
te kann im Einzelfall allerdings beträchtlich sein (Sta-
delmann, Portmann und Eichenberger 2019). Solange nur
zwei Parteien oder Kandidaten um die Wählergunst buh-
len, treibt sie der Wettbewerb in die Mitte des politischen
Spektrums. Sobald es aber mehr als zwei Kandidaten gibt,
führen sie strategische Erwägungen weg von der politi-
schen Mitte. Während diese Strategiespiele der optimalen
Positionierung zu Inkonsistenz der Politik über die Zeit und
Abweichungen von der Mitte führen, bleiben die Ränder
des Meinungsspektrums unterrepräsentiert und die Mei-
nungsvielfalt ist eingeschränkt. Da Mehrheitswahlsysteme
fast immer auf Einpersonenwahlkreisen und damit in Par-
lamentswahlen auf geographisch kleinenWahlkreisen auf-
gebaut sind, führen sie zumeist zu einer stark regionalen
und wenig gesamtheitlichen Orientierung der Abgeord-
neten.

Die Politiksysteme verschiedener Länder versuchen
diese Zielkonflikte auf unterschiedliche Weise zu lösen. In
Ländern mit Verhältniswahlrecht wird die Parteienzahl
mittels Zulassungshürden für Kleinparteien gesenkt, um
die Regierungsfähigkeit und Konsistenz der Politik über
die Zeit zu erhöhen, was aber die Neubildung von Parteien
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erschwert und den politischen Wettbewerb schwächt. In
Ländernmit Mehrheitswahlsystemen in Einpersonenwahl-
kreisen bewirkt das Verhalten derWähler, dass oft nur zwei
große Parteien existieren (Duverger 1959). Für die einzel-
nen Wähler ist es oft lohnender, ihre Stimmen nicht ihren
Lieblingskandidaten mit wenig Wahlchancen zu geben,
sondern sie dem ihnen genehmeren der zwei Kandidaten
mit den besten Erfolgsaussichten zu geben. Entsprechend
konzentrieren sich die Stimmen auf zwei Kandidaten. Da-
durch wird das Überleben für kleine Parteien schwieriger,
weshalb sie versuchen, in meist größeren Parteiblöcken
zusammenzufinden. Zugleich werden in den Parteien häu-
fig Vorwahlen abgehalten, um die Kandidatenzahl so weit
zu reduzieren, dass sich die Stimmen der eigenen Wähler
nicht auf die Kandidaten verteilen. Das Resultat ist ein
Zweiparteiensystemmit jeweils zwei Kandidaten proWahl-
kreis, wodurch nicht nur das Wahlergebnis, sondern auch
der ganze Politikprozess an Repräsentativität einbüßt.

Zur Überwindung der Schwächen reiner Wahlsysteme
wurden in zahlreichen Ländern Mischsysteme mit einem
Zusammenspiel aus Verhältnis- und Mehrheitswahlrecht
eingeführt. Es existieren viele unterschiedliche Varian-
ten von Mischsystemen, wobei die genaue Ausgestaltung
der Verwebung der beiden Wahlregeln eine zentrale Rol-
le spielt (Blais und Massicotte 1996). Die Wahlen zum
Deutschen Bundestag stellen wohl eines der bekanntes-
ten Mischsysteme dar (Cox 1997). Die Wähler können ei-
ne Erststimme für einen Kandidaten aus ihrem Wahlkreis
(im ganzen Bundesgebiet gibt es 299 Wahlkreise) und eine
Zweitstimme für die Landesliste einer Partei abgeben. Aus-
schlaggebend für die Mehrheitsverhältnisse im Bundestag
ist die Zweitstimme – die Verhältnis- und Mehrheitswah-
len finden also nicht unabhängig voneinander statt. Am
Ende bestimmen die Verhältniswahlen die Sitzverteilung,
so dass im Bundestag der Sitzanteil der Parteien weit-
gehend ihrem Anteil an Zweitstimmen entspricht (es gilt
ein Zweitstimmenproporz). Somit bringen die unter dem
relativen Mehrheitswahlrecht erzielten Mandate den Par-
teien (abgesehen von den Überhangmandaten, die durch
Ausgleichsmandate weitgehend ausgeglichen werden)
keine zusätzlichen Sitze, sondern verändern „nur“ die
Kandidatenzusammensetzung.

Während also im deutschen Wahlsystem die gegen-
seitige Abhängigkeit und Verwebung der beiden Wahlsys-
teme sehr weitgehend ist, stehen in der Schweiz die beiden
Systeme wenigstens auf den ersten, wahlrechtlichen Blick
weitgehend unabhängig nebeneinander, sowohl inner-
halb der Legislative (National- vs. Ständerat) als auch
zwischen Legislative und Exekutive (kantonale und kom-
munale Parlamente vs. Regierungen). Das Schweizer
Wahlsystem wird deshalb in der politikwissenschaftlichen

Literatur oft nicht als Mischsystem gesehen (vgl. zum Bei-
spiel Massicotte und Blais 1999). Wir denken jedoch, dass
die Stärke des Schweizer Wahlsystems genau in diesem
aus wahlrechtlicher Sicht sauber getrennten Nebeneinan-
der zweier Wahlverfahren liegt, das eine intensive Inter-
aktion der Anreize für die Handlungsträger auslöst.

5 Das schweizerischeMisch-
system: Vielfalt in der Einheit

Die für die Schweiz typischeMischung von Verhältnis- und
Mehrheitswahlen vermag die wichtigsten Zielkonflikte po-
litischer Systemeweitgehend zu entschärfen.

Die Verhältniswahlen zum Nationalrat sowie zu den
kommunalen und kantonalen Parlamenten sorgen für gro-
ße Parteienvielfalt. Sie geben den Parteien und Politikern
Anreize, sich auf dem gesamten politischen Spektrum wie
die Wähler zu verteilen. Wenn es so wie im Kanton Zürich
zurzeit 35 Abgeordnete des Nationalrats („Nationalräte“)
gibt, reichen weniger als 3 Prozent der Stimmen, um ge-
wählt zu werden. Natürlich steigen mit der Sitzzahl pro
Wahlkreis auch die Anreize, extremere politische Posi-
tionen einzunehmen, was der Idee einer breiten Reprä-
sentation entspricht. Deshalb sitzen die meisten stark
ideologisch orientierten Politiker im verhältnisgewählten
Nationalrat und nicht im mehrheitsgewählten Ständerat.
Zumeist kommen sie aus den großen Kantonen mit vielen
Sitzen, wohingegen sich in Kleinkantonen mit nur einem
oder zwei Sitzen auch die Nationalräte stärker an der poli-
tischen Mitte orientieren (Portmann, Stadelmann und Ei-
chenberger 2012).

Auf der nationalen Ebene ist es für Politiker attrak-
tiver, einen der 46 Sitze im Ständerat einzunehmen als
einen der 200 Sitze im Nationalrat. In den Kantonen und
Kommunen möchten viele ambitionierte Politiker lieber
eines der wenigen Regierungsmitglieder (zumeist 5 bis
9 Mitglieder) als eines der vielen Parlamentsmitglieder
sein. Die Regierungsämter in den Kantonen und größeren
Städten sind so attraktiv, dass auch oft Nationalräte (aber
kaum Ständeräte) für solche Ämter kandidieren und im
Erfolgsfall von der eidgenössischen Ebene auf die kan-
tonale oder gar kommunale Ebene wechseln oder (selte-
ner) beide Ämter zugleich ausfüllen.

Da die attraktiveren Ämter fast ausschließlich inMehr-
heitswahlen mit Mehrpersonenwahlkreisen vergeben wer-
den, haben zumeist nur Kandidaten Wahlchancen, die
sich tendenziell in der Mitte des politischen Spektrums
positionieren und ausgewogene Positionen einnehmen.
Entsprechend müssen sich in allen Parteien gerade die
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besonders ambitionierten Kandidaten tendenziell zur Mit-
te des politischen Spektrums bewegen (Stadelmann, Port-
mann und Eichenberger 2019). Insofern wirken die Mehr-
heitswahlenmit mehreren Sitzen für den Ständerat und für
die kantonalen und kommunalen Regierungen wie ein
Trichter, der die durch die Verhältniswahlen zum Natio-
nalrat und zu den Kantons- und Gemeindeparlamenten
bedingte große parteiliche und ideologische Vielfalt in die
politischeMitte kanalisiert.

Diese in allerWelt einmaligeMischung vonVerhältnis-
undMehrheitswahl hat bedeutende Vorteile. Dank der Par-
teienvielfalt infolge Verhältniswahlen werden die Präfe-
renzen der Wähler am Rand des politischen Spektrums
klarer und besser wahrnehmbar formuliert als in reinen
Mehrheitssystemen. Dadurch fällt es den Politikern in den
wichtigen mit Mehrheitswahl besetzten Positionen leich-
ter, gute mehrheitsfähige Kompromisslösungen zu finden,
die gleichzeitig eine Brücke zuRandinteressen bilden.

Umgekehrt gibt die Bedeutung von Mehrheitswahlen
selbst ideologisch orientierten Parteien Anreize, keine all-
zu extreme Oppositionspolitik zu verfolgen, weil ihnen die
Mehrheitswahlen in Mehrpersonenwahlkreisen Aussicht
auf einen Sitz in der Regierung geben, falls sie sich nicht
extrem gebärden. Das gilt insbesondere für die besonders
ambitionierten Politiker, die typischerweise in die wichti-
gen, mehrheitsgewählten Positionen drängen. Entspre-
chend sind sie oft und unter Zustimmung der eigenen
Partei moderater als der Partei-Median. Da sie aber nur
dann einigermaßen glaubwürdig Mittelpositionen einneh-
men können, wenn sie nicht permanent und allzu weit
von der Parteilinie abweichen, haben sie auch Anreize, auf
eineMäßigung ihrer Partei hinzuwirken.

Als Folge steht den Wählern in Wahlen zu den wichti-
gen im Mehrheitsverfahren besetzten Positionen zumeist
eine Auswahl an Politikern aus unterschiedlichen Parteien
zur Verfügung, die sich aber in ihren grundsätzlichen Po-
sitionen eher nahestehen. Dank ihrer parteilichen Prägung
sind diese moderaten Politiker jedoch keine opportunisti-
schen Mehrheitsvertreter. Sie setzen durchaus ideologi-
sche Akzente auf Positionen, die rund um den Median des
Wählerspektrums – aber nicht zu weit davon entfernt –
gestreut sind. Das bringt eine hohe Kompromissorientie-
rung, Regierungsfähigkeit, gesamtheitliche Orientierung
und Konsistenz der Politik über die Zeit.

Im Hinblick auf die Politikergebnisse unterscheidet
sich dieses System nicht nur von reinen Systemen, sondern
auch von gemischten Systemen wie dem deutschen. Ers-
tens bringt die Direktwahl der Regierungen auf Kantons-
und Gemeindeebene die Einbindung aller wichtiger Partei-
en in die Regierung. Dabei entsteht die Mischung nicht
durch Koalitionsbildung, sondern direkt durch die Mehr-

heitsregel mit mehreren Sitzen. Weil zweitens die nach der
Mehrheitsregel mit mehreren Sitzen gewählten Politiker
(Ständeräte, Mitglieder kantonaler und kommunaler Re-
gierungen) mehr Einfluss haben als die nach dem Ver-
hältniswahlrecht gewählten (Nationalräte, Mitglieder der
kantonalen und kommunalen Parlamente), haben alle kar-
riereorientierten Politiker Anreize, moderate, eher auf Pro-
blemlösung als Umverteilung orientierte Positionen ein-
zunehmen. In Deutschland haben hingegen die direkt
gewählten Mitglieder des Bundestags ähnlichen Einfluss
wie die über Landeslisten gewählten Mitglieder. Drittens
haben im Schweizer System die Mehrheitswahlen (meist
in Mehrpersonenwahlkreisen) einen maßgebenden Ein-
fluss auf die Zusammensetzung des Ständerats und der
kantonalen und kommunalen Regierungen. Dadurch be-
einflussen sie auch die Positionierung der Parteien. In
Deutschland hingegen wird die Zusammensetzung des
Bundestags schlussendlich weitgehend über das Verhält-
niswahlrecht bestimmt, so dass die Mehrheitsregel bei der
Erststimme, wenn überhaupt, nur einen beschränkten Ein-
fluss auf die Positionierung der Parteien hat. Viertens gibt
die in der Schweiz verwendete Mehrheitsregel mit zwei
Wahlgängen den Kandidaten weit stärkere Anreize, sich in
der Mitte des politischen Spektrums zu positionieren, als
die in Deutschland verwendete Regel mit nur einemWahl-
gang. Fünftens prägt das SchweizerWahlsystem die Anrei-
ze der Politiker auf allen drei Staatsebenen, wohingegen
das Deutsche nur die Bundesebene betrifft.

6 DieMechanik vonMehrheits-
wahlenmit mehreren Sitzen

Die Schweizer Version der Mehrheitswahlen in Mehrper-
sonenwahlkreisen kanalisiert die Politiker noch kraft-
voller in die politische Mitte als das sonst übliche Mehr-
heitswahlverfahren in Einpersonenwahlkreisen. Denn die
Schweizer Mehrheitswahlen haben eine bisher in der wis-
senschaftlichen und öffentlichen Diskussion weitgehend
vernachlässigte Eigenschaft. International betrachtet fin-
den Mehrheitswahlen heute in aller Regel in Einpersonen-
wahlkreisen statt, so in den Wahlen zu den nationalen
Parlamenten in den Vereinigten Staaten, Großbritannien,
Frankreich und auch Deutschland (Direktmandate für den
Bundestag).9 Dabei haben die Wähler jeweils eine Stimme

9 In Frankreich werden die kommunalen Legislativen in Gemeinden
mit weniger als 1.000 Einwohnern in Mehrheitswahlen mit mehreren
Sitzen gewählt.
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zu vergeben. In der Schweiz hingegen haben die Wähler in
den Mehrheitswahlen zu den kantonalen und kommuna-
len Regierungen sowie in Ständeratswahlen in der Regel
mehrere Stimmen zu vergeben. Mehrheitswahlen in Mehr-
personenwahlkreisen haben ein bisher weitgehend ver-
kanntes Potential zur politischen „Einmittung“ der Kan-
didaten und zur Stabilisierung der politischen Ergebnisse.
Dabei spielen zwei Mechanismen zusammen: Die endoge-
ne Reduktion der Kandidatenzahl und die starke Zentripe-
talkraft in Mehrheitswahlen inMehrpersonenwahlkreisen.

6.1 Endogene Reduktion der Kandidatenzahl

Ausgangspunkt der weiteren Überlegungen ist eine Situa-
tion mit vielen, über das politische Spektrum verteilten
Parteien, so wie es für die Schweiz infolge der vielen Ver-
hältniswahlen typisch ist.

Solange in einer Mehrheitswahl mit mehreren Sitzen
für eine Regierung oder den Ständerat alle Wähler ihre
Stimmen ausschließlich den Kandidaten ihrer Lieblings-
partei geben, lohnt es sich für die Partei mit den meisten
Wählern, so viele Kandidaten aufzustellen, wie es Sitze
gibt. Unter der Annahme, dass Wähler absolut parteitreu
stimmen („Block voting“), kann die Partei so einen Erd-
rutschsieg („Landslide victory“) erzielen und alle Sitze ge-
winnen. Die Möglichkeit von Block voting und damit ein-
hergehenden Erdrutschsiegen war die Grundlage für die in
der Literatur geäußerten Vorbehalte gegenüber Mehrheits-
wahlenmit mehreren Sitzen.10

Das Kalkül der Parteien ändert sich jedoch grund-
legend, wenn manche Wähler ihre Stimmen nicht aus-
schließlich den Kandidaten ihrer Lieblingspartei geben,
sondern auch andere Dimensionen als die Parteiideologie
berücksichtigen und einzelne Stimmen Kandidaten ande-
rer Parteien geben. Gründe dafür können sein, dass ihnen
diese in einzelnen Sachfragen näherstehen als manche
Kandidaten ihrer Lieblingspartei oder dass sie sie für be-
sonders kompetent halten, persönlich kennen oder auf-
grund von Charakteristika wie regionale Herkunft, Beruf,
Alter oder Geschlecht besonders mögen. Eine Analyse der
Wahlzettel der Regierungswahl im Kanton Zürich im Jahr
2019 bestätigt diese Annahme: Viele Wähler verteilen ihre
Stimmen auf Kandidaten unterschiedlicher Parteien (Mo-
ser 2019).

Die Parteien haben dann das Problem, dass sich dieje-
nigen Stimmen, die die Wähler aufgrund von Parteipräfe-

renzen abgeben, auf ihre verschiedenen Kandidaten ver-
teilen. So erhält jeder Kandidat weniger Stimmen, als er
erhielte, wenn die Partei weniger Kandidaten aufstellte.
Die Parteien können also die Wahlchancen ihrer Kandida-
ten erhöhen, indem sie die Kandidatenzahl senken. Das
wiederum erhöht den Druck auf die anderen Parteien,
ebenfalls die Zahl ihrer Kandidaten zu reduzieren. Die Re-
duktion der Kandidatenzahl pro Partei gibt allen Wählern
(auch denjenigen, die gerne alle ihre Stimmen ausschließ-
lich ihrer Lieblingspartei geben möchten) Anreize, einige
ihrer Stimmen auch Kandidaten verschiedener Parteien zu
geben. Das wiederum gibt den Kandidaten Anreize, eine
Politik zu verfolgen, die sie für möglichst viele Wähler
anderer Parteien attraktiv macht, sich also in die politische
Mitte zu bewegen. Dadurch unterscheiden sich die Kan-
didaten ideologisch immer weniger, was das Gewicht der
anderen Kriterien der Wähler sowie die Wahrscheinlich-
keit wachsen lässt, dass sie nicht nur Kandidaten ihrer
Lieblingspartei Stimmen geben. Das wiederum stärkt die
Anreize aller Parteien, die Kandidatenzahl weiter zu redu-
zieren.

Das Ergebnis dieses Prozesses ist ein potenzielles
Gleichgewicht, in dem die Parteien nur Kandidaten mit
realistischenWahlchancen aufstellen. Alle anderen kanni-
balisieren nur die Spitzenkandidaten und senken so die
Erfolgschancen der Partei.11 Solange die von den Wählern
aufgrund von persönlichen Charakteristiken der Kandida-
ten über die Parteigrenzen hinweg gegebenen Stimmen
nicht systematisch verteilt sind, beschränken sich die rea-
listischen Wahlchancen einer Partei in etwa auf den Sitz-
anteil, der ihrem relativen Wähleranteil entspricht. Die
Folge dieses Mechanismus ist Konkordanz in dem Sinne,
dass die kantonalen und kommunalen Regierungen so-
wie die Kantonsvertretungen im Ständerat aus Vertretern
mehrerer Parteien zusammengesetzt sind. Die Konkordanz
folgt also ganz direkt aus den Mehrheitswahlen in Mehr-
personenwahlkreisen und damit einer formellen Instituti-
on.12

10 Vgl. Niemi und Grofman 1985, Gerber, Morton und Rietz 1998
sowie Colomer 2007.

11 Nach unserer Kenntnis wurde dieser Mechanismus in der forma-
len Literatur zu Wahlsystemen nicht thematisiert. Einzelne Elemente
erörtert Lutz (2014).
12 In der parlamentsgewählten Bundesregierung, dem „Bundesrat“,
hat die Konkordanz einen anderen Ursprung. Da Parlamentarier viel
eher als Bürger zu Absprachen und so zu „Block voting“ neigen
dürften, drohten mit dem Mehrheitsverfahren mit mehreren Sitzen
einseitige Wahlergebnisse beispielsweise in sprachlicher und religiö-
ser Hinsicht sowie für die Parteien und Amtsinhaber unangenehme
Instabilitäten über die Zeit. Die schon in der ersten Verfassung fest-
gelegte Wahlregel – einzeln und sequenziell (dazu Fußnote 5) –
bringt diesbezüglich zwar Vorteile. Da aber auchmit ihr Instabilitäten
auftreten können, werden die Sitze seit 1959 nach der „Zauberformel“
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Entscheidend ist damit die Frage, ob die politische
Realität in den Schweizer Kantonen und Gemeinden so-
wie im Ständerat eher durch Block voting und damit
durch die Dominanz einzelner Parteien geprägt ist oder
durch Wettläufe zur Reduktion der Kandidatenzahl und
damit durch Parteienvielfalt trotz Mehrheitswahlen. Ab-
bildung 1 zeigt die Parteien-Zusammensetzungen der
durch Mehrheitswahlen in Mehrpersonenwahlkreisen be-
setzten Schweizer Kantonsregierungen seit 1970.13 Wäh-

rend dieser Periodewar niemals vollständiges Block voting
oder ein Erdrutschsieg zu beobachten: In allen Beobach-
tungen der vergangenen fast 50 Jahre haben sich die Regie-
rungen aus Mitgliedern von mindestens zwei Parteien zu-
sammengesetzt. In der großen Mehrheit der Kantone
waren es wenigstens drei Parteien, und zumeist saßen in
über der Hälfte der Kantone vier und mehr Parteien in der
Regierung.

Die interessante Frage ist damit, weshalb in der
Schweizer Praxis das in der Literatur befürchtete Block
voting keineRolle spielt.Wir sehendafür folgendeGründe:
– Erstens herrscht dank der bedeutenden Rolle von Ver-

hältniswahlen anders als in den Vereinigten Staaten
große Parteienvielfalt, und damit gibt es eher kleine
ideologische Unterschiede wenigstens zwischen den
Nachbarparteien im politischen Spektrum. Deshalb ist
die Wahrscheinlichkeit hoch, dass Wählern aus politi-
schen oder persönlichen Gründen manche Kandidaten
anderer Parteien besser gefallen als einzelne Kandida-
ten ihrer Lieblingspartei.

– Zweitens sind in den Einheitswahlkreisen, also den
ganzen Kantonen und ganzen Gemeinden, die politi-
schen Präferenzen der Wähler relativ heterogen. Zu-
sammen mit der Parteienvielfalt infolge Verhältnis-
wahl bewirkt dies, dass es kaum Parteien mit einer
großen relativen oder gar absoluten Mehrheit gibt, für
die es sich lohnt, so viele Kandidaten aufzustellen, wie
es Sitze gibt.

Abbildung 1: Zusammensetzungen dermit Mehrheitswahlen inMehrpersonenwahlkreisen besetzten Kantonsregierungen in der Schweiz
zwischen 1970 und 2017 nach Parteien
Quelle: Eigene Darstellungmit Daten vonWalter und Emmenegger (2018)

besetzt, nach der den größten drei Parteien je zwei Sitze zustehen und
der vierten Partei ein Sitz zusteht. Da die Parteivorschläge aber nicht
bindend sind und die Kandidatur völlig offen ist, sind Neuwahlen
immer Kampfwahlen. Mittlerweile wurden drei Volksinitiativen für
eine Direktwahl des Bundesrates durch die Bürger vom Volk abge-
lehnt (zuletzt 2013). Die Hauptargumente waren, Volkswahlen könn-
ten die sprachregionale und geschlechtliche Durchmischung der Re-
gierung nicht garantieren und drohten übermäßig medialisiert zu
werden.
13 Nur der Kanton Tessin bestellt die Kantonsregierung mit einem
Verhältniswahlsystem. Der Kanton Zug hat 2013 von Verhältnis- zu
Mehrheitswahlen in einem Mehrpersonenwahlkreis gewechselt. Im
Kanton Appenzell Innerrhoden wird die Kantonsregierung weiterhin
in der Landsgemeinde über offenes Händemehr gewählt, wohingegen
die Kantone Nidwalden (1996), Appenzell Ausserrhoden (1997) und
Obwalden (1998) von der Handwahl an der Landsgemeinde zu gehei-
men Mehrheitswahlen mit einem Mehrpersonenwahlkreisen gewech-
selt haben. In Abbildung 1 wächst deshalb die Anzahl der Kantons-
regierungen.
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– Drittens haben die einzelnen Kandidaten Anreize, sich
stärker zur politischen Mitte hin zu orientieren als ihre
Parteien. Dadurch schrumpfen die ideologischen Un-
terschiede und damit die psychischen Kosten für die
Wähler, für andere Kandidaten als jene ihrer eigenen
Partei zu stimmen.

– Viertens geht es in der Schweiz mit den Regierungs-
und Ständeratssitzen um politische Ämter mit großem
individuellem Spielraum für die Amtsträger. Deshalb
sind die Wähler auch an anderen Charakteristika als
der Parteizugehörigkeit der Kandidaten interessiert,
insbesondere an deren Kompetenz. In der Literatur
wurde Block voting bisher vor allem in Parlaments-
wahlen beobachtet. Das Verhalten von Parlamenta-
riern ist aber in vielen Ländern durch Fraktionszwang
und Vorgaben der Parteiführung stark eingeengt. Des-
halb ergibt es dort für die Wähler weniger Sinn als in
der Schweiz, Stimmen auch Kandidaten anderer Par-
teien zu geben.

6.2 Starke Zentripetalkraft

Mehrheitswahlen in Mehrpersonenwahlkreisen geben den
Politikern stärkere Anreize, eine Position in der Mitte des
politischen Spektrums einzunehmen, als Mehrheitswah-
len in Einpersonenwahlkreisen. Dieser unseres Erachtens
bedeutsame, aber bisher in der wissenschaftlichen Litera-
tur kaum beachtete Punkt verdient, ein wenig genauer dar-
gestellt zu werden:

Zur Vereinfachung sei angenommen, das Politikspek-
trum sei eindimensional von links bis rechts, und die
Wähler gäben ihre Stimme den Kandidaten, die ihnen auf
diesem politischen Spektrum am nächsten stehen (deter-
ministisches Wahlverhalten). In einem Einpersonenwahl-
kreis mit zwei Kandidaten führt derWettbewerb dazu, dass
sich beide Kandidaten möglichst in der Mitte des Spek-
trums platzieren. Derjenige, der von der Mitte abweicht,
verliert Stimmen und so dieWahl. Deshalb ist die Situation
ein stabiles Gleichgewicht (Downs 1957). Sobald aber drei
oder mehrere Kandidaten antreten, ist es für sie optimal,
aus der politischen Mitte abzuweichen und den Wählern
entgegenzugehen. Wenn ein Kandidat, der in der Mitte des
politischen Spektrums verbleibt, rechts und links von sich
einen oder mehrere Kandidaten hat und gewissermaßen
„eingeklemmt“ wird, erhält er nur die Stimmen der ganz
in der politischen Mitte positionierten Wähler. Die große
Mehrheit der Stimmen der stärker links und rechts positio-
niertenWähler hingegen gehen an die Kandidaten, die von
der Mitte des politischen Spektrums abweichen und den
Mittelkandidaten einklemmen. Das gibt dem bisher mitt-

leren Kandidaten Anreize, ebenfalls von der Mitte des po-
litischen Spektrums abzuweichen und extremer als die
anderen Politiker aufzutreten. Daraus ergeben sich wilde
„Platzierungsspiele“, die die Kandidaten weit weg von der
politischenMitte führen können.

InWahlkreisenmit mehreren Sitzen und ebenso vielen
Stimmen für jeden Wähler folgt aber etwas ganz anderes.
Wenn ein Kandidat in der Mitte positioniert ist und es
rechts und links von ihm je weniger Kandidaten gibt, als
Sitze zu verteilen sind und die Wähler Stimmen haben,
erhält er von jedem Wähler eine Stimme, weil er jedem
Wähler auf beiden Seiten des politischen Spektrums nä-
hersteht als die Kandidaten auf der jeweils anderen Seite
des politischen Spektrums (vgl. Cox 1990). Entsprechend
ist es unter dieser Bedingung für die Kandidaten ideal, sich
in der Mitte zu positionieren und dort zu verbleiben. Das
bedeutet, dass eine Positionierung in der Mitte bei Mehr-
heitswahlen mit mehreren Sitzen auch dann stabil ist,
wenn esmehrere Kandidaten gibt.

Wenn es hingegen leicht rechts und leicht links der
Mitte je gleich viele oder mehr Kandidaten gibt, als Sitze zu
vergeben sind und als die Wähler Stimmen haben, erhält
ein Kandidat in der Mitte weder Stimmen der rechten noch
der linken Wähler. Denn diese geben ihre Stimmen wiede-
rum den Kandidaten, die ihnen näherstehen als der Mit-
telkandidat und diesen einklemmen. Folglich erhält ein
Mittelkandidat erst dann nicht wenigstens die Hälfte der
Stimmen, wenn rechts und links von ihm je wenigstens so
viele Gegenkandidaten sind, wie es Sitze gibt und wie die
Wähler Stimmen haben. Dies kann nur zutreffen, wenn es
mehr als doppelt so viele Kandidaten wie Sitze gibt.

Im Fall einer Ständeratswahl (oder einer kantonalen
oder kommunalen Regierungswahl) mit zwei (sieben) Sit-
zen bedeutet das also, dass es für einen Kandidaten solan-
ge optimal ist, sich in der politischen Mitte zu positionie-
ren, wie nicht auf jeder Seite des politischen Spektrums
wenigstens je zwei (sieben) weitere Kandidaten zur Wahl
stehen. Solange es also insgesamt nicht mehr als vier
(vierzehn) Kandidaten gibt, ist es für jeden Kandidaten
die richtige Strategie, sich möglichst in der Mitte des po-
litischen Spektrums zu positionieren. Angesichts der oben
erörterten Anreize der Parteien, die Kandidatenzahl zu re-
duzieren, ist die Bedingung für Stabilität bei Mehrheits-
wahlen in Mehrpersonenwahlkreisen in der Schweiz zu-
meist erfüllt.

6.3 StrategischesWählen

Bisher haben wir angenommen, dass die Wähler in den
Wahlen ihre tatsächlichen Präferenzen abbilden, also die
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Stimmen den ihnen nächststehenden Kandidaten geben
und somit nicht strategisch wählen. Doch natürlich kön-
nen Wähler ihre Stimmen auch strategisch einsetzen. Un-
ter Mehrheitswahlen in Einpersonenwahlkreisen deuten
Empirie und Theorie in dieselbe Richtung: Strategisches
Wahlverhalten kann dort eine Rolle spielen (vgl. Cox 1984
und Palfrey 1989) und in einem Zweiparteiensystem en-
den, wie Duverger (1959) gezeigt hat. Im Vergleich dazu
sollte strategisches Wählen unter dem Mehrheitswahlsys-
tem in Mehrpersonenwahlkreisen ein kleineres Problem
darstellen (Cox 1984 sowie Laslier und Van der Straeten
2016). Wie beispielsweise für die Kantonsregierungswah-
len 2011 in Zürich gezeigt wurde, scheint strategisches
Wählen inMehrheitswahlen unter Mehrpersonenwahlkrei-
sen tatsächlich eine weniger zentrale Rolle zu spielen (Van
der Straeten, Lachat und Laslier 2018). Die Autoren führen
dies auf eine eher geringe Kandidatenzahl (neun) im Ver-
gleich zur Sitzzahl (sieben) zurück. Aufgrund der beschrie-
benen Mechanismen (endogene Reduktion der Kandida-
tenzahl) ist die Kandidatenzahl selten viel grösser.

Wir sehen noch weitere Gründe für eine Entschärfung
des Problems des strategischenWählens in Mehrheitswah-
len in Mehrpersonenwahlkreisen in der Schweiz: Zum
einen ist der Anreiz für strategisches Verhalten in Mehr-
personenwahlkreisen mit der starken Konvergenz der Kan-
didaten in der Mitte des politischen Spektrums viel kleiner
als in Einpersonenwahlkreisen mit einer schwächeren
Konvergenz und damit größeren Unterschieden zwischen
den Kandidaten mit Siegeschancen. Zum anderen ist es in
Mehrpersonenwahlkreisen für die Wähler viel schwieriger,
die richtige Strategie zu wählen. In Einpersonenwahlkrei-
sen mit wenigen Kandidaten dürften sie klarere Vorstel-
lungen und Prognosen über die zu erwartende Rangfolge
der Stimmenzahl der Kandidaten und damit mehr Spiel-
raum für strategische Erwägungen haben als im Fall der
vielen Kandidaten inMehrpersonenwahlkreisen.

6.4 Komplexe Realität und probabilistisches
Wählen

Die bisherigen Überlegungen beziehen sich bewusst auf
die einfache Welt deterministischen Wahlverhaltens im
eindimensionalen Politikraum. Damit stellt sich die Fra-
ge, inwiefern sie auf eine realistischere Welt mit vielen
Politikdimensionen übertragbar sind. Die erörterten Pro-
bleme, insbesondere die Instabilität im eindimensionalen
und mehrdimensionalen Politikraum (Kramer 1973), treten
vereinfacht gesagt dann auf, wenn die Wahl- und Ab-
stimmungsverfahren nur eine ordinale Präferenzäußerung
zulassen. Sobald volle Kardinalität der Präferenzäußerung

herrscht – sobald also Präferenzintensitäten voll ausge-
drückt werden können und auch werden – können Wah-
len stabile, wohlfahrtsmaximierende Ergebnisse bringen.
Gemäß Arrow (1951) existieren solche Wahlverfahren aber
nicht, solange sie auch noch einige andere normalerwei-
se wünschbare Bedingungen erfüllen müssen. Hingegen
kann ein solches Wahlverfahren implizit resultieren, wenn
die Stimmabgabe probabilistisch ist und die Wahrschein-
lichkeit, dass ein Individuum einen bestimmten Kandida-
ten wählt, mit der Intensität seiner Präferenzen für diesen
Kandidaten korreliert (vgl. Ordeshook 1971, Enelow und
Hinich 1989 sowie Coughlin 1982).

Kirchgässner (2000) zeigt, dass bei probabilistischem
Wahlverhalten im mehrdimensionalen Raum Zyklen nur
unter weiteren Annahmen über den Verlauf der Wahl-
wahrscheinlichkeitsfunktionen ausgeschlossen werden
können, aber tendenziell unwahrscheinlicher werden. Zur
entscheidenden Frage wird damit, unter welchen Bedin-
gungen probabilistisches Wahlverhalten auftritt (Mueller
2003, S. 206), denn es ist keine Selbstverständlichkeit.
Angetrieben wird es von zwei Motoren. Der eine ist die
Unsicherheit der Wähler über Position und andere Charak-
teristika der Kandidaten. Sie führt zu Fehlern bei der
Einschätzung der Position der Kandidaten. Diese Fehler
beeinflussen das Stimmverhalten eines Wählers umso we-
niger, je intensiver seine (wahren) Präferenzen sind. Damit
nimmt dann die Wahrscheinlichkeit, dass ein Wähler für
einen bestimmten Kandidaten stimmt, mit seiner Präfe-
renzintensität zu und mit seiner Unsicherheit ab (Eichen-
berger undSerna 1996). Der andereMotor ist dieWahlbetei-
ligung. Wenn die Wahrscheinlichkeit der Wahlbeteiligung
eines Stimmbürgers mit der Intensität seiner Präferenzen
zunimmt, wird die Wahrscheinlichkeit, dass er für einen
Kandidaten stimmt, abhängig von seiner Präferenzintensi-
tät. Dieser Zusammenhang kann sich umso freier auswir-
ken, je geringer die Wahlbeteiligung ist (Osborne und
Turner 2010).

In Mehrheitswahlen mit mehreren Sitzen wirken diese
zwei Motoren probabilistischen Wählens besonders stark.
In Wahlkreisen mit einem Sitz und typischerweise zwei
oder drei Kandidaten dürfte es denWählern leichter fallen,
die Kandidaten eindeutig nach ihren Präferenzen zu ord-
nen. Die Unterschiede dürften größer sein, und es müssen
weniger Kandidaten eingeordnet werden. Insofern sollten
Einschätzungsfehler eine kleinere Rolle spielen als in einer
Wahl für sieben Sitze mit typischerweise acht bis zu 14
Kandidaten. Zudem können die Wähler nicht nur wählen
oder nicht wählen, sondern sie können sich auch partiell
der Wahl enthalten, also nur eine oder einzelne ihrer Stim-
men vergeben und so für von ihnen speziell stark präferier-
te Kandidaten stimmen. Wir vertreten deshalb die These,
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dass Mehrheitswahlen mit mehreren Sitzen das probabi-
listische Wählen begünstigen, indem sie den Zusammen-
hang zwischen der Wahrscheinlichkeit, dass ein Wähler
für einen bestimmten Kandidaten stimmt, und der Intensi-
tät seiner Präferenzen für diesen Kandidaten stärken. Oder
anders gesagt: Das Ausmaß probabilistischenWahlverhal-
tens und damit die Stabilität des Wahlergebnisses ist en-
dogen gegenüber dem verwendeten Wahlverfahren und
wird von Mehrheitswahlen mit mehreren Sitzen begüns-
tigt.

7 Mehrheitswahlen in
Mehrpersonenwahlkreisen
prägen die Schweiz

Zusammen bewirken diese Mechanismen folgende für die
Schweiz typischen Eigenschaften:
1. Die Regierungen auf allen Staatsebenen sowie der

Ständerat setzen sich aus Politikern aus allen wichti-
gen Parteien zusammen. Parteien und erst recht Kan-
didaten, die Regierungs- und Ständeratssitze oder in
kleinen Kantonen Nationalratssitze erobern wollen,
müssen sich in die politische Mitte bewegen. Deshalb
sind die ideologischen Unterschiede zwischen den
Amtsinhabern oft kleiner als diejenigen zwischen den
Amtsinhabern und deren jeweiligen Parteien. Fast alle
unter dem Schweizer Mehrheitssystem gewählten Po-
litiker sind eher konsens- und kompromissorientiert,
so dass sie trotz unterschiedlicher Parteizugehörigkeit
zumeist problemlos und gut zusammenarbeiten kön-
nen. Das macht die Politik von außen betrachtet zu-
weilen ein wenig „langweilig“. Dafür müssen Politiker
imWahlkampf weniger durch ideologische Positionie-
rung als durch Kompetenz und Inhalt überzeugen.

2. Weil alle Mitglieder einer Regierung mit dem gleichen
Verfahren gewählt werden, können sie formell gleich-
gestellt sein, kann der Präsident bloß primus inter
pares sein und kanndie Präsidentschaft rotieren. Diese
Gleichstellung hat mindestens drei bedeutende Effek-
te: Erstens erlaubt sie einen konstruktivenmachtfreien
Diskurs innerhalb der Regierung, was klugen Kompro-
missen förderlich ist. Zweitens werden die wichtigen
Regierungsentscheidungen vonden voneinanderweit-
gehend unabhängigen Mitgliedern mit Mehrheitsent-
scheid getroffen. Das bringt eine weitere Einmittung
der Politik. Drittens kann das Condorcet-Jury-Theorem
(Condorcet 1785) seine Wirkung entfalten. Die Fehler-
wahrscheinlichkeit von Gruppenentscheidungen auf-
grund von Fehlern der einzelnen Mitglieder nimmt

entsprechend dem Gesetz der großen Zahl mit der Grö-
ße der Gruppe ab – falls die Gruppe in einem Mehr-
heitsverfahren entscheidet und die Fehler der einzel-
nen Gruppenmitglieder unabhängig voneinander sind
(vgl. Stadelmann, Portmann und Eichenberger 2014).
Im Fall von Regierungen werden genau diese Bedin-
gungen durch eine Gleichstellung der Regierungsmit-
glieder infolge ihrer Mehrheitswahl mit mehreren Sit-
zen begünstigt: Die Regierungsmitglieder entstammen
verschiedenenParteien und ideologischenRichtungen
und unterliegen so seltener der gleichen Fehleinschät-
zung, sie sind gleichgestellt und insofern voneinander
unabhängig, und sie entscheiden im Mehrheitsver-
fahren.

3. Die relativ hohe Zahl von Regierungsmitgliedern und
Kandidaten macht es für alle Beteiligten unattraktiv,
„negative Wahlkampagnen“ zu führen, die vor allem
darauf zielen, andere Regierungsmitglieder und Kan-
didaten herabzuwürdigen, zu beschädigen und zu
sabotieren. Negative Strategien können sich in Mehr-
heitssystemen mit Einpersonenwahlkreisen und zu-
meist nur zwei Kandidaten sehr wohl auszahlen; sie
sind beispielsweise in den Vereinigten Staaten auch
durchaus üblich. Im Schweizer Mehrheitssystem mit
seinen Mehrpersonenwahlkreisen bringen sie ihren
Urhebern wenig, weil sich die Erträge – der Ausfall
eines Gegenkandidaten – auf alle anderen verbleiben-
den Kandidaten verteilen. Kandidaten und Parteien
haben deshalb Anreize, vor allem positive Kampagnen
zu führen und ihre eigenen Leistungen und Ideen po-
sitiv darzustellen. Die eigene Leistung hängt aber auf-
grund der Beteiligung vieler Parteien in der Regierung
mitunter auch von den anderen ab, was die Anreize,
andere Regierungsmitglieder zu schädigen und sabo-
tieren, weiter senkt.

4. Das schweizerische politische System ist infolge der
Mischung von Verhältnis- und Mehrheitswahlrecht
auch sehr wohl wettbewerblich – im Gegensatz zur
weitverbreiteten Meinung, die Konkordanz reduziere
denWettbewerb. DerWettbewerb findet nur nicht grob
und laut durch abrupte Wechsel der gesamten Regie-
rungsmacht oder Parlamentsmehrheit statt, sondern
viel feiner abgestuft und leiser. Feiner ist er in dem
Sinne, dass die Sitzzahl und damit der relative Einfluss
der Parteien in den Parlamenten und Regierungen oft
wechselt. Zudem ist der innerparteiliche Wettbewerb
stark, weil dieWähler auch in Nationalratswahlen und
kantonalen Wahlen nicht an die vorgegebenen Partei-
listen gebunden sind und ihre Stimmen frei auf die
Kandidaten der verschiedenen Parteien verteilen kön-
nen (und sie auch in einem beschränkten Maß auf
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einzelne Kandidaten kumulieren können). Leiser ist
der Wettbewerb, weil es im schweizerischen System
ohne klare Trennung zwischen Regierungsmehrheit
und Opposition eben keine typische Opposition gibt,
die laut und stereotyp alles verdammt, was die Regie-
rung will, nur um es dann ähnlich selbst anzustreben,
wenn sie einmal selbst an derMacht ist.

5. Trotz weitgehender Dezentralisierung und Unterschie-
de zwischen den Kantonen und Gemeinden hinsicht-
lich Größe, Steuerhöhe und Einkommen ist die Zu-
sammenarbeit zwischen ihnen gut und eng. Wenn die
Kantone und Gemeinden ideologisch unterschiedlich
ausgerichtete Regierungen hätten, wäre das Konflikt-
potential zwischen den Kantonen, zwischen den Ge-
meinden und zwischen den Kantonen und ihren Ge-
meinden groß. Da aber die Regierungen tendenziell
parteilich breit durchmischt sind und auch die einzel-
nen Regierungsmitglieder politisch stark eingemittet
sind, sind die ideologischen Unterschiede zwischen
den verschiedenen Kantons- und Gemeinderegie-
rungen klein und die Politikziele und -maßnahmen
ähnlich. Das fördert das Vertrauen zwischen den
Regierungen und auch den Einwohnern sowie ihre
Bereitschaft, den anderen Körperschaften auch finan-
ziell – über verschiedene Finanzausgleichsmechanis-
men – beizustehen.

8 HistorischeWurzeln

Die kluge Mischung von Verhältnis- und Mehrheitswahl in
National- und Ständerat hat zwei historische Wurzeln: Die
Idee zweier gleichberechtigter Kammern mit Volks- und
Ständevertretungwurde 1848 von der amerikanischen Ver-
fassung übernommen. Für den Ständerat wurde vorge-
geben, dass alle Kantone zwei Sitze haben (die Halbkanto-
ne einen Sitz) und dass die Kantone das Wahlverfahren
für ihre Abgeordneten selbst festlegen können. Dabei hat
sich die Volkswahl erst nach und nach durchgesetzt. Für
den Nationalrat wurde vorgegeben, dass auf gerundete
20.000 Einwohner jeweils ein Sitz kommt und dass das
Mehrheitswahlverfahren gilt. Aber die Kantone können
ihre Wahlkreise selbst einteilen und sowohl Ein- wie auch
Mehrpersonenwahlkreise festlegen. In den ersten Wahlen
scheint Block voting noch üblich gewesen zu sein, und
entsprechend entstammten die kantonalen Delegationen
oft nur einer Partei. Das ist wenig überraschend, da ja das
damalige System eben kein Mischsystem aus Mehrheits-
und Verhältniswahlen war.

Der Übergang vom Mehrheits- zum Verhältniswahl-
recht im Nationalrat wurde dann durch die zwei anderen

Erfolgsinstitutionen der Schweiz – direkte Demokratie und
Föderalismus – ermöglicht. Anders als in den Vereinigten
Staaten hatte die Schweiz direkte Demokratie auf nationa-
ler Ebene. Das Verhältniswahlverfahren setzte sich gegen
den erbitterten Widerstand der Profiteure des Mehrheits-
verfahrens erst anlässlich der dritten Volksabstimmung
aufgrund einer von der Katholisch-Konservativen und der
Sozialdemokratischen Partei getragenen Volksinitiative
1918 mit 66,3 Prozent der Stimmen durch. Für das positive
Ergebnis auf nationaler Ebene mitentscheidend war, dass
verschiedene Kantone und Städte das Verhältniswahlrecht
schon zuvor – zumeist ebenfalls aufgrund von Volksinitia-
tiven – eingeführt hatten und dass dort die von Gegnern
vorausgesagten Probleme ausgeblieben waren.

Hinsichtlich der Entwicklung von Mehrheitswahlen in
Mehrpersonenwahlkreisen für die kantonalen Regierungs-
wahlen können wir nur spekulieren. Plausibel erscheint
uns Folgendes: Die historische Wurzel für die Mehrheits-
wahl mit mehreren Sitzen der Regierungsmitglieder dürfte
die Versammlungsdemokratie sein. Wenn an Landsge-
meinden mehrere Regierungsmitglieder gewählt werden
müssen, ist die ganz natürliche Art, das Mehrheitsverfah-
ren anzuwenden, die folgende: Als gewählt gilt, wer eine
Mehrheit erreicht. Wenn dann aus irgendwelchen Gründen
die persönliche Wahl an der Landsgemeinde durch eine
schriftliche Wahl ersetzt werden muss, ist es ebenso natür-
lich, dies mit dem heute gängigen Wahlverfahren für Re-
gierungsmitglieder in Gemeinden und Kantone zu tun (vgl.
Colomer 2007 für die Entwicklung von Mehrheitswahlen
mit mehreren Sitzen allgemein).

9 Folgerungen

Die Schweiz besitzt mit ihrem Wahlsystem eine bisher
kaum thematisierte Stärke. Es kombiniert ein starkes Ver-
hältniswahlrecht mit einem starken Mehrheitswahlrecht.
Im Unterschied zu traditionellen Mischsystemen und ins-
besondere dem deutschen Mischsystem funktionieren die
beiden Elemente wahlrechtlich völlig unabhängig von-
einander, interagieren aber intensiv über ihre Anreizwir-
kung auf Politiker und Parteien.

Einerseits sorgen die Verhältniswahlen der National-
räte sowie der kommunalen und kantonalen Parlamente
für eine große Parteienvielfalt, die typisch für die Schweiz
ist. Sie geben den Parteien und Politikern Anreize, sich
auf dem gesamten politischen Spektrum wie die Wähler
zu verteilen. Andererseits geben die Mehrheitswahlen in
Mehrpersonenwahlkreisen für den Ständerat sowie die
kantonalen und kommunalen Regierungen den besonders
ambitionierten Politikern aller Parteien und auf allen Poli-
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tikebenen Anreize, sich tendenziell in der Mitte des po-
litischen Spektrums zu positionieren und ausgewogene
Positionen einzunehmen. Der Wettbewerb zwingt die Par-
teien, weniger Kandidaten aufzustellen, als Sitze zu ver-
geben sind. So müssen die Wähler ihre Stimmen auf Kan-
didaten mehrerer Parteien verteilen, was den Parteien
wiederum Anreize gibt, eine auch für die Wähler anderer
Parteien attraktive Politik zu betreiben. Das Resultat dieses
Prozesses ist die für die Schweiz typische Konkordanz:
In den kantonalen und kommunalen Regierungen sowie
den kantonalen Abordnungen im Ständerat herrscht trotz
Mehrheitswahl, oder eben gerade dank Mehrheitswahl mit
mehreren Sitzen, immer große Parteienvielfalt.

Diese Vielfalt hat dank Mischung von Verhältnis- und
Mehrheitswahlen in Mehrpersonenwahlkreisen bedeuten-
de Vorteile. Mit der Parteienvielfalt infolge Verhältniswah-
len werden die Präferenzen der Wähler am Rand des po-
litischen Spektrums klarer und besser wahrnehmbar for-
muliert als in reinenMehrheitssystemen. Dasmacht es den
Politikern in den wichtigen mit Mehrheitswahl besetzten
Ämtern leichter, gute mehrheitsfähige Kompromisslösun-
gen zu finden, die auch die Randinteressen einbinden. Aus
dem für viele Parlamente typischen Gegeneinander wird
ein Miteinander und problemorientierter Diskurs. Das soll-
te in den immer wieder aufkommenden Diskussionen über
Reformen der politischen Institutionen der Schweiz be-
rücksichtigt werden.

Für andere Länder birgt unsere Analyse die wichtige
Botschaft, dass hinter dem Erfolg der Schweiz nicht nur
direkte Demokratie und Föderalismus stehen, sondern
auch dasWahlsystemmit seiner fruchtbarenMischung aus
Verhältnis- und Mehrheitswahlen mit mehreren Sitzen.
Davon können sich die politischen Entscheidungsträger
anderer Länder und Gebietskörperschaften ohne Risiko
inspirieren lassen. Das gilt für Wahlen von Parlamenta-
riern und besonders von Regierungsmitgliedern.

Welche Aspekte erscheinen besonders vielverspre-
chend für künftige Forschung? Der Kern unserer Einsicht
ist nicht, dassMehrheitswahlen inMehrpersonenwahlkrei-
sen immer gut sind, sondern dass sie in einem Umfeld von
Parteienvielfalt gut sind. Entscheidend ist damit die Mi-
schung von Verhältniswahl und Mehrheitswahl in Mehr-
personenwahlkreisen. Die weitere Forschung sollte sich
deshalb wenigstens auf zweierlei ausdehnen: auf die Wir-
kung von Mehrheitswahlen in Mehrpersonenwahlkreisen
im Allgemeinen sowie auf die Bedeutung der Interaktion
der verschiedenenWahlsysteme.

Im Bereich der Theorie wären die Ergebnisse unter
realistischen Bedingungen weiterzuentwickeln, also unter
Mehrdimensionalität des politischen Raumes sowie mit
endogenemprobabilistischemWahlverhalten. Einzubezie-

hen wäre dabei die Frage nach einer Koalitionsbildung. Es
erscheint naheliegend, dass sich verschiedene Parteien zu
Koalitionen zusammenschließen, die dann dank Block vo-
ting alle Sitze erhalten (Lutz 2014). Blockbildung ist zwar zu
beobachten, aber bei Weitem nicht in einem Ausmaß, wie
man es erwarten könnte. Wenigstens die Regierungen von
Kantonen und größeren Städten sind in aller Regel stark
durchmischt, mit Mitgliedern von Parteien links und rechts
derMitte. DieWirkungderMischungvonVerhältniswahlen
und Mehrheitswahlen mit mehreren Sitzen könnte in Ver-
gleichen zwischen Kantonen analysiert werden, weil das
Ausmaß an Proportionalität der Wahlen zum Nationalrat
unterschiedlich ist. Schließlich gibt es weitere Gremien,
in denen die Mitglieder nach dem Verfahren von Mehr-
heitswahlen in Mehrpersonenwahlkreisen bestellt wer-
den, insbesondere die kommunale Rechnungsprüfungs-
Kommission, eine besondere Form von Kritik- und
Kontrollbehörde. Wichtig wäre auch eine Analyse, wie
sich dasWahlsystem auf die Polarisierung derWähler aus-
wirkt.

Naheliegend wären natürlich Längs- und Querschnitt-
untersuchungen innerhalb der Schweiz. Die Unterschiede
insbesondere im Querschnitt über Kantone und Gemein-
den sind beträchtlich. Ein erster Blick auf die Daten mit
verschiedensten abhängigen Variablen (Politikergebnisse,
Zufriedenheit der Bürger, Beurteilung durch Politiker) ist
ermutigend (Eichenberger, Schafer, Stadelmann 2019).
Auch Vergleiche in der Positionierung von Ständeräten
aus den 20 Kantonen mit Zweipersonenwahlkreisen und
den 6 Kantonen mit Einpersonenwahlkreisen bieten sich
an. Natürlich wären internationale Vergleiche fruchtbar.
Auch wenn das System wenig gebräuchlich ist, kann man
Unterschiede in den Vereinigten Staaten (mit fast aus-
schließlich Einpersonenwahlkreisen) und der Schweiz an-
gehen. Zudem sollten auch die manchenorts bereits exis-
tierenden Mehrheitswahlen in Mehrpersonenwahlkreisen
analysiert werden. Zumeist wirken sie allerdings auf der
lokalen Ebene, was der Datenarbeit großes Gewicht gibt.
Ein Beispiel ist Frankreich, wo die lokalen Legislativen in
kleinen Gemeinden mit dem Mehrheitswahlverfahren in
Mehrpersonenwahlkreisen gewählt werden. Seit 2014 gilt
dies per Regierungsdekret nur noch für Gemeinden mit
einer Größe unter 1.000 Einwohner, womit eine Differenz-
in-Differenz-Analyse möglich wäre.
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